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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Gemäss Nationalrat Jean Christophe Schwaab (sp, VD) fehlen im Schweizer Erbrecht
Richtlinien für den „digitalen Tod“. Mittels Postulat wollte er deshalb den Bundesrat
prüfen lassen, ob die Personendaten und digitalen Zugangsrechte der verstorbenen
Person im Erbrecht als zum Erbe zugehörig betrachtet werden sollen. Die Erbinnen und
Erben sollen so über die virtuelle Präsenz der verstorbenen Person entscheiden können
und deren Persönlichkeitsschutz im Internet nach dem Tod bewahren. In der
Wintersession 2014 überwies der Nationalrat das Postulat diskussionslos. 1

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Das Internet der Dinge bringt auch Datenschutzfragen mit sich. Mit der Überweisung
eines Postulats Schwaab (sp, VD) im Dezember 2014 wollte der Nationalrat die
Eigentumsrechte im Fall von unerwünschten Verbindungen stärken. Der Bundesrat soll
prüfen, ob Personen, die in Besitz oder Eigentümer eines Gerätes sind, das sich mit
dem Internet oder anderen Netzwerken verbinden kann, das unabdingbare Recht
eingeräumt werden soll, diese Verbindungen zu trennen und bei Zulassen einer
Verbindung selber zu entscheiden, welche Daten an Dritte weitergegeben werden. Die
geforderte „Control by Design“ (Kontrolle ab der Herstellung) bedeutet auch, dass
bereits bei der Herstellung solcher Geräte darauf geachtet werden müsste, dass
unerwünschte Verbindungen jederzeit getrennt werden können. 2

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

1) AB NR, 2014, S. 2355
2) AB NR, 2014, S. 2355
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